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Einleitung 

Im Zuge der fortschreitenden Integration Europas werden Richter immer 
häufiger mit der Situation konfrontiert, dass Beweismittel im Ausland be-
legen sind. Auf welche Weise können nun solche Beweismittel erhoben 
und für das Verfahren nutzbar gemacht werden? Ist das Prozessgericht auf 
Rechtshilfe durch den Staat angewiesen, in dem sich das Beweismittel 
befindet (im Folgenden „Beweisstaat"), oder kann es selbständig in dem 
anderen Staat tätig werden und die Beweise vor Ort erheben? Kann es 
womöglich trotz des Auslandsbezugs eine „normale" Inlandsbeweisauf-
nahme vornehmen? 

Eine gute Justiz, die der materiellen Gerechtigkeit dienen möchte, muss 
eine optimale Verwertung von im Ausland befindlichen Beweismitteln 
sicherstellen. Jedoch sind hier mehrere Rechtssysteme betroffen, was un-
übersehbare Komplikationen hervorruft. Zudem können dem Interesse an 
der Beweisführung (Beweisinteresse) legitime Schutzinteressen von Zeu-
gen und Beweismittelinhabern entgegenstehen. Daneben treten Gesichts-
punkte der Prozessökonomie. 

Das grenzüberschreitende Element bewirkt, dass das jeweilige Gericht 
neben der eigenen staatlichen Prozessordnung auch über- und zwischen-
staatliches Recht beachten muss. War hier bisher vor allem das Haager 
Beweisübereinkommen1 (HBÜ) vom 18. März 1970 einschlägig, so hat die 
EG nunmehr die Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28. Mai 
2001 über die Zusammenarbeit zwischen den Gerichten der Mitgliedstaa-
ten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen 
(BewVO)2 erlassen. Die BewVO erfasst wichtige Teile der grenzüber-
schreitenden Beweisaufnahme im Europäischen Justizraum und bildet da-
her in dieser Arbeit den Schwerpunkt der Betrachtung. 

Zunächst sollen zwei Beispiele die praktischen Probleme der Thematik 
vermitteln, bevor das Thema von anderen abgegrenzt wird. Danach ist die 
Entstehungsgeschichte der BewVO darzustellen. Schließlich wird der 
Gang der Darstellung skizziert. 

1 BGBl. 1977 II, 1472. 
2 ABl. EG L 174 vom 27.6.2001, S. 1 ff., s. Anhang I sowie „Schönfelder"-

Ergänzungsband, Nr. 103 d. 
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1) Beispiele 

Die Problematik der grenzüberschreitenden Beweisaufnahme wird plasti-
scher, wenn man sich die verschiedenen Komplikationen und die Interes-
senlage anhand praktischer Fälle vor Augen führt. Da die wenigen durch 
die Rechtsprechung entschiedenen Fälle jeweils nur einen bestimmten As-
pekt des Problemkreises betreffen, werden hier fiktive Beispiele verwen-
det. 

a) Beispiel 1 

Mieter Meier aus Tübingen schließt mit Vermieter Vernet einen Mietver-
trag über ein Ferienappartement in der Nähe von Aix-en-Provence (Frank-
reich), wo Meier seinen Urlaub verbringen möchte. Wegen angeblicher 
Mietmängel verweigert Meier die vollständige Zahlung des vereinbarten 
Mietzinses. Daraufhin klagt Vernet vor dem Amtsgericht Tübingen auf 
Zahlung des ausstehenden Betrages. Meier behauptet, die Mietsache sei 
schon in der Substanz mit diversen Fehlern behaftet. Zudem sei er durch 
die exzessiven Parties mit illegalem Drogenkonsum des Sohnes Stephane 
des Hausmeisters Hernandez erheblich in seinem Urlaubsgenuss beein-
trächtigt worden. Als Beweismittel werden Zeugenvernehmungen von 
Hausmeister und Nachbarn, Sachverständigengutachten über die Mängel, 
sowie Augenschein des Appartements in Frankreich angeboten. Abgese-
hen von der ökonomischen Fragwürdigkeit der Beweisaufnahme stellt sich 
hier die Frage, ob der Tübinger Amtsrichter gehalten ist, um Rechtshilfe 
durch das Tribunal d'Instance in Aix-en-Provence zu ersuchen, oder ob er 
die Beweise unmittelbar erheben kann - sei es in Frankreich oder in 
Deutschland. Entscheidend kann zudem sein, nach welchem Recht sich 
Pflichten und Rechte der Beweispersonen bemessen. So haben etwa die 
Zeugen Hernandez und Stephane ein Interesse daran, die Aussage insoweit 
zu verweigern als sie eine Strafverfolgung des Stephane auslösen könnten. 
Dem steht das Beweisinteresse des Meier gegenüber, der seine Einwen-
dungen gegen die Mietforderung beweisen will. Müssen nun die Zeugen 
aus Frankreich an dem Tübinger Gerichtsverfahren mitwirken und nach 
welchem Recht bestimmen sich gegebenenfalls ihre Aussageverweige-
rungsrechte? Werden sie dabei in der ihnen vertrauten Form vernommen 
oder aber mit dem deutschen Prozessrecht konfrontiert? Kann das Pro-
zessgericht selbst oder auf dem Umweg über das Rechtshilfegericht in 
Aix-en-Provence Zwangsmittel gegen die Zeugen anwenden? 

b) Beispiel 2 

Ms. Williams erleidet in England körperliche Schäden durch ein Produkt 
der in Stuttgart ansässigen P-AG. Sie klagt in London und möchte die P-
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AG aus Produzentenhaftung in Anspruch nehmen. Kann sie im Rahmen 
der disclosure und inspection Auflistung und Einsichtnahme in Firmen-
Dokumente verlangen? Können Mitarbeiter und Unternehmensberater der 
P-AG im Kreuzverhör vernommen werden, und wenn ja, durch wen? Kön-
nen diese sich auf die weitgehenden Zeugnisverweigerungsrechte der ZPO 
berufen? Kann das Prozessgericht anordnen, dass die Anwälte der 
Klägerin die Produktionsanlagen der P-AG in Deutschland besichtigen 
dürfen? Wie sieht es mit dem Schutz von Unternehmensgeheimnissen aus? 
Inwieweit müssen deutsche Gerichte oder Behörden beteiligt werden? Wie 
wird andererseits vermieden, dass die Ansprüche der - möglicherweise 
schlecht versicherten - Geschädigten wegen Beweisfölligkeit abgewiesen 
werden müssen? 

Im Unterschied zum ersten Beispiel geht es in dieser Konstellation um 
ein ausländisches Erkenntnisverfahren, dessen Beweisaufnahme teilweise 
in Deutschland oder jedenfalls mit Auswirkungen auf in Deutschland an-
sässige Personen vorgenommen werden soll. Die deutsche Perspektive ist 
hier die des Beweisstaates, so dass Erwägungen des Schutzes von Beweis-
personen stärker in den Blickpunkt rücken. Gleichzeitig ist jedoch das 
Beweisinteresse, insbesondere auch einer ausländischen Partei, zu berück-
sichtigen. 

2) Abgrenzung des Themas 

Angesichts der zahlreichen bereits vorhandenen Arbeiten, die sich mit 
dem internationalen Beweisrecht im weiteren Sinne beziehungsweise der 
internationalen Rechtshilfe beschäftigen, bedarf das hier gewählte Thema 
„Grenzüberschreitende Beweisaufnahme im Europäischen Justizraum" der 
Abgrenzung: 

Klarzustellen ist zunächst, dass sich die Arbeit auf die Beweisaufnahme 
in Zivilsachen konzentriert. Andere Verfahrensarten werden nur über-
blicksartig und zum Zweck des Vergleichs dargestellt. Aber auch die Be-
handlung der Rechtshilfe in Zivilsachen insgesamt würde den Rahmen 
dieser Arbeit sprengen. So sollen etwa Fragen der Zustellung und der 
Vollstreckungshilfe wiederum nur am Rande angesprochen werden, wäh-
rend die Rechtshilfe bei der Beweisaufnahme im Zentrum der Untersu-
chung steht. 

Die Arbeit behandelt die Möglichkeiten und den Ablauf der Beweisauf-
nahme als Teil des Erkenntnisverfahrens und nicht das Beweisrecht im 
Allgemeinen. Außerhalb der Betrachtung bleiben damit kollisions-
rechtliche Fragen, die das anwendbare Sachrecht betreffen, sowie Proble-
me der Beweislast, des Beweismaßes etc. Der Begriff der grenzüberschrei-
tenden Beweisaufnahme soll die Beweisaufnahme im Ausland durch ein 
Rechtshilfegericht oder das Prozessgericht umfassen, geht aber darüber 
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hinaus. So soll auch die Beweisaufnahme im Inland, bei der die Beweis-
mittel aus dem Ausland beschafft werden müssen (extraterritoriale Be-
weisbeschaffung), angesprochen werden. 

Räumlich wird nicht der gesamte internationale Rechtshilfeverkehr, 
sondern nur der zwischen den Mitgliedstaaten der EU thematisiert. Ausge-
spart bleibt damit insbesondere der Justizkonflikt mit den USA, der unter 
dem Schlagwort „pretrial discovery" diskutiert wird. Soweit diese Proble-
matik jedoch auch bei den Beweisformen des englischen Rechts auftritt, 
ist sie Gegenstand dieser Arbeit. Wie sich zeigen wird, sind die Unter-
schiede zwischen dem Vereinigten Königreich und Kontinentaleuropa je-
doch weniger stark ausgeprägt als im Verhältnis zu den USA. Der Europä-
ische Binnenmarkt wächst mehr und mehr auch zu einem einheitlichen 
Justizraum zusammen, so dass sich hier für die grenzüberschreitende Be-
weisaufnahme weitergehende Möglichkeiten bieten als im übrigen interna-
tionalen Rahmen. Dies rechtfertigt eine von der sonstigen internationalen 
Beweisaufnahme abgesonderte Behandlung. Wiederum zu Vergleichszwe-
cken werden jedoch einige Ausnahmen von dieser räumlichen Begrenzung 
gemacht. 

Die Konzentration auf die Europäische Union wirkt sich auch auf die 
maßgeblichen Rechtsordnungen aus. So wird das Völkerrecht vielfach 
vom Gemeinschaftsrecht überlagert, so dass seine Behandlung nur wenig 
Raum einnimmt. Schwerpunkt der Darstellung ist die europäische Rechts-
lage, die nun weitgehend von der BewVO geregelt wird. Da die Hauptak-
teure hier aber die nationalen Gerichte sind, müssen auch die nationalen 
Prozessordnungen berücksichtigt werden. Dazu werden die Grundlagen 
des Beweisverfahrensrechts der europäischen Rechtsfamilien einander 
gegenübergestellt. Hinsichtlich der Wege der grenzüberschreitenden Be-
weisaufnahme würde es jedoch den Rahmen sprengen, auf alle nationalen 
Rechte gleichermaßen einzugehen. Deshalb sollen primär die Konstellati-
onen mit Bezug auf Deutschland untersucht werden, also Beweisaufnah-
men im In- und Ausland für Verfahren vor deutschen Gerichten, Beweis-
aufnahmen in Deutschland für ausländische Verfahren und extraterritoriale 
Beweismaßnahmen hinsichtlich Beweispersonen in Deutschland. Dabei 
werden die relevanten Normen der ZPO angesprochen. 

Der Begriff des Europäischen „Justizraums" mag insofern verwundern, 
als in der deutschen Fassung von Art. 61 EG und anderen EU-Dokumenten 
von einem „Raum des Rechts" beziehungsweise „Rechtsraum" die Rede 
ist. Dieser Ausdruck ist jedoch missverständlich, da die bisherigen Bestre-
bungen weniger auf eine Rechtseinheit im Sinne der Geltung einheitlicher 
Sachnormen zielen als zunächst auf eine Vereinheitlichung der Rechts-


